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Grundlage für etwaige Zahlungen der 

Gebühr für außerplanmäßige Gebur­

ten benutzt werden. Betont wird zu­

dem, dass die Daten der Erhebungen 

geheim seien und nicht publik gemacht 

werden dürften. (Vgl. RMRB, 26.9.00, 

S.5) Praktisch wird hier Datenschutz 

gefordert, doch ob dieser an der Basis 

immer beachtet wird, muss bezweifelt 

werden, -st-

24 Aktionswoche für die Allge­

meinsprache

Zum dritten Male seit 1998 fand Mitte 

September wieder eine Aktionswoche 

zur Verbreitung der Allgemeinsprache 

in ganz China statt. In diesem Jahr lie­

fen in allen größeren Städten Aktivitä­

ten unter dem Motto „Mit Putonghua 

ins neue Jahrhundert“. Als Ziel wur­

de ausgegeben, dass bis zur Mitte des

21. Jahrhunderts die Allgemeinspra­

che (putonghua) zur Standardsprache 

in ganz China geworden ist. Zu die­

sem Zweck wurden alle Hochschulen 

sowie Grund- und Mittelschulen, aber 

auch die Geschäftswelt aufgerufen, die 

Allgemeinsprache zu verwenden. (Vgl. 

XNA, 7.9.00) Insbesondere Kader und 

Personal im öffentlichen Dienst wer­

den immer wieder angehalten, sich der 

Allgemeinsprache zu bedienen. Tat­

sächlich aber, so wird geklagt, würden 

überall nach wie vor Dialekte verwen­

det. Eine kürzlich durchgeführte Un­

tersuchung unter öffentlichen Bediens­

teten auf Provinz-, Stadt- und Kreis­

ebene habe ergeben, dass in der Öf­

fentlichkeit auffallend viel Dialekt ge­

sprochen würde. Dabei sei es nicht et­

wa so, dass die Leute Putonghua nicht 

verstünden, vielmehr wollten sie Pu­

tonghua nicht sprechen. Wie bereits 

in den vergangenen Jahren, so wur­

den die öffentlichen Bediensteten wie­

derum ermahnt, Vorreiter für die Ver­

wendung der Allgemeinsprache zu sein 

und sich außerdem für die Standardi­

sierung von Sprache und Schrift ein­

zusetzen. (Vgl. RMRB, 12.9.00, S.5)

Sprachentwicklung und Sprachge­

brauch sollen demnächst gesetzlich 

geregelt werden. Ein entsprechendes 

Gesetz ist zur Zeit in Arbeit. In dem 

Gesetzentwurf wird gefordert, dass 

Putonghua in Rundfunk, Fernsehen, 

Film, öffentlichen Institutionen, auf 

Anzeigetafeln, bei Geschäftsnamen, 

auf Verpackungen und Gebrauchsan­

weisungen aller in China vermark­

teten Waren zu verwenden sei. Vie­

le Waren seien nicht in chinesischer 

Sprache gekennzeichnet, sondern nur 

auf Englisch, desgleichen seien viele 

Gebrauchsanweisungen in Englisch, so 

dass der Verbraucher sie nicht verste­

hen könne. Der Gebrauch von Fremd­

wörtern soll durch das Gesetz auch 

geregelt werden. (Vgl. XNA, 25.8.00) 

Gerade das zunehmende Einfließen 

von Fremdwörtern ins Chinesische 

ist vielen Chinesen ein Dorn im Au­

ge. Sie fordern strikte Regeln mit 

dem Ziel der Eindämmung namentlich 

englischer Fremdwörter. Ob sich die 

Verwendung von Fremdwörtern wie 

überhaupt die Entwicklung der Spra­

che jedoch per Gesetz werden regeln 

lassen, erscheint zumindest problema­

tisch. -st-

Außenwirtschaft

25 Wachsende Bedeutung der

Unternehmen mit Auslands­

kapital in der chinesischen 

Wirtschaft

Einem Bericht der chinesischen Nach­

richtenagentur Xinhua zufolge hat 

sich die wirtschaftliche Bedeutung 

der Unternehmen mit Auslandskapital 

(UmA) in den letzten Jahren erheblich 

erhöht.

Im Jahre 1999 trugen diese Un­

ternehmen beispielsweise mit 20,6% 

zur industriellen Wertschöpfung bei; 

die Wachstumsrate der industriellen 

Wertschöpfung der UmA lag deutlich 

höher als die anderer Eigentumsfor­

men.

Der Anteil der UmA an den gesam­

ten Industrie- und Handelssteuern be­

lief sich 1999 auf 16%; das Steuerauf­

kommen dieser Unternehmen erhöhte 

sich um 33,8%.

Das Import- und Exportvolumen der 

UmA betrug 1999 bereits 174,5 Mrd. 

USS und machte damit 48,4% des ge­

samten Außenhandelsvolumens aus.

In den UmA waren rd. 20 Mio. Ar­

beitskräfte beschäftigt; dies waren En­

de 1999 rd. 10% der städtischen Ar­

beitskräfte.

Bis Juli 2000 wurden 353.700 UmA 

genehmigt; das vertraglich zugesag­

te Investitionsvolumen wird mit 641,7 

Mrd. USS und das realisierte Investiti­

onsvolumen wird mit 327,7 Mrd. USS 

angegeben. (XNA, 9.9.00)

In den ersten sieben Monaten d.J. wie­

sen die UmA nach Angaben der chi­

nesischen Zollbehörde folgende Ergeb­

nisse im Außenhandel auf:

• das gesamte Außenhandelsvolu­

men belief sich auf 126,9 Mrd. 

USS, ein Anstieg um 37,4%;

• die Exporte der UmA betrugen 

63,3 Mrd. USS (+35,9%), und

• die Importe lagen bei 63,6 Mrd. 

USS (+38,9%);

• das Handelsvolumen der EJ- 

Joint-Venture erreichte ein Ni­

veau von 57 Mrd. USS, und

• ausländische Tochterunterneh­

men verzeichneten ein Außen­

handelsvolumen von 59,7 Mrd. 

USS. (XNA, 18.9.00)

Da die UmA eine Schlüsselrolle für die 

Entwicklung Chinas spielen, hat der 

anhaltende Rückgang der realisierten 

ausländischen Direktinvestitionen in­

nerhalb der politischen Führung star­

ke Besorgung hervorgerufen, -schü-

26 China hofft auf Zunahme der 

ADI nach WTO-Beitritt

Von Januar bis August d.J. hat die 

chinesische Regierung 13.787 Unter­

nehmensprojekte mit ausländischem 

Kapital genehmigt, das war ein An­

stieg um 27,8% gegenüber dem Vor­

jahr. Obwohl die zugesagten auslän­

dischen Direktinvestitionen (ADI) mit 

einer Zunahme um 31,3% (33,253 

Mrd. USS) in den ersten acht Monaten 

d.J. stark angestiegen sind, verzeich­

neten die realisierten Direktinvestitio­

nen weiterhin eine negative Wachs­

tumsrate. Gegenüber dem Vorjahres­

zeitraum gingen die realisierten ADI 

um 7,9% zurück und erreichten ein 

Niveau von 22,793 Mrd. USS. (XNA, 

13.9.00)

Der hohe Anstieg der zugesagten 

Investitionen spiegelt die positive Er­

wartung der ausländischen Investoren 
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wider. Von chinesischer Seite wird da­

rauf gesetzt, dass durch den WTO- 

Beitritt ein neuer Investitionsschub 

ausgelöst wird.

Auf der vierten China Fair for Interna­

tional Investment and Trade, die An­

fang September in der SWZ Xiamen 

abgehalten wurde, wies die Staatsrä­

tin und ehemalige Außenwirtschafts­

ministerin Wu Yi auf neue Investiti­

onsmöglichkeiten für Auslandsunter­

nehmen hin. Wu Yi zufolge wür­

den vor allem die Bereiche Landwirt­

schaft, Wasserkonservierung, Energie, 

Transport, Telekommunikation, Roh­

stoffe, Umweltschutz und High-Tech- 

Ausrüstungen attraktive Investitions­

bedingungen für Auslandsunterneh­

men bieten. Weiterhin machte Wu 

Yi auf die Zentral- und Westregion 

Chinas aufmerksam, die derzeit im 

Mittelpunkt der Förderung der chine­

sischen Regierung stehe. Wu Yi rief 

die Auslandsunternehmen dazu auf, 

sich an der Erschließung dieser Regio­

nen zu beteiligen.

Auch auf die Chancen, die durch die 

Umstrukturierung staatseigener Un­

ternehmen entstehen, wies Wu Yi 

hin. Im Rahmen der Reform der 

Staatsbetriebe sei die Absorbierung 

ausländischer Direktinvestitionen für 

die Reorganisation der Unternehmen 

eine wichtige Maßnahme. Darüber 

hinaus bieten Wu Yi zufolge die 

High-Tech-Industrien gute Aussich­

ten. So könnten multinationale Unter­

nehmen die hohe Anzahl qualifizier­

ter Arbeitskräfte nutzen, um in China 

Forschungs- und Entwicklungszentren 

aufzubauen, in High-Tech-Industrien 

zu investieren oder sich an der Kom­

merzialisierung von Hochtechnologien 

und der technologischen Erneuerung 

von traditionellen Industriezweigen zu 

beteiligen. (XNA, 9.9.00)

Die von Wu Yi angesprochenen In­

vestitionsbereiche konnten im letz­

ten Jahr jedoch in sehr unterschied­

licher Weise von einem Zufluss von 

Auslandskapital profitieren. Während 

1999 die Investitionen in die ver­

arbeitende Industrie nur geringfügig 

von 25,6 Mrd. USS auf 25,3 Mrd. 

US$ zurückgingen, sanken die Inves­

titionen ausländischer Unternehmen 

weitaus drastischer in den Bereichen 

Strom-, Gas- und Wasserversorgung 

und in der Bauwirtschaft. Investitio­

nen in die Landwirtschaft und den

Dienstleistungssektor dagegen aller­

dings verzeichneten deutliche Zuwäch­

se. („VR China, Direktinvestitionen 

weiter im Krebsgang“, in: bfai-info 

Asien 19/2000, S. 5)

Der Außenwirtschaftsminister Shi 

Guangsheng kündigte auf der o.g. 

Investitionsmesse in Xiamen an, dass 

die Regierung die Kultivierung eines 

stabilen und attraktiven Investitions­

umfeldes verfolge, um noch mehr ADI 

nach China zu holen. Shi nannte in 

diesem Zusammenhang eine Reihe von 

Anreizen für ausländische Unterneh­

men:

• Um die technologische Entwick­

lung und Innovation der UmA 

zu fördern, wird der Import 

von Ausrüstungen für Forschung 

und Entwicklung, unterstützen­

der Technologien und Teile für 

den Eigenbedarf vom Importzoll 

befreit.

• Unternehmen, deren Investitio­

nen in die technologische Ent­

wicklung einen Anstieg von über 

10% gegenüber dem Vorjahr ver­

zeichnen, können eine Vergünsti­

gung erhalten. Hierzu zählt, dass 

sie von ihrem zu versteuernden 

Einkommen 50% des Investiti­

onswertes für die technologische 

Erneuerung abziehen können.

• UmA erhalten eine Vergünsti­

gung beim Transfer von Techno­

logie nach China und beim Kauf 

von Technologie, die in China 

hergestellt wurde.

Shi Guangsheng wies nochmals auf die 

Investitionsanreize für Auslandsunter­

nehmen hin, die sich in Zentral- und 

Westchina engagieren wollen. Hierzu 

liege inzwischen ein spezieller Kata­

log mit der Bezeichnung „Priority In­

dustrial Catalogue of Foreign Invest­

ment in the Central and Western Re­

gion“ vor. (XNA, 9.9.00) Weiterhin 

nannte Shi die Ausweitung von An­

reizen für Investitionen im Einzelhan­

del. So sei die geographische Beschrän­

kung ausgeweitet worden auf die Pro­

vinzhauptstädte, auf die direkt der 

Zentralregierung unterstellten Städte 

und auf die Sonderwirtschaftszonen. 

(XNA, 9.9.00) -schü-

September 2000

27 Auch US-Senat stimmt

PNTR zu

Anfang November stimmte der US- 

Senat einer Gesetzesänderung zu, die 

der US-Kongress vor einigen Monaten 

bereits beschlossen hatte. Mit der Ge­

währung von PNTR bzw. „permanent 

normal trade relations“ fallen die jähr­

lichen Überprüfungen weg, die bisher 

vor der Gewährung der Meistbegüns­

tigung an China die Regel waren. Die 

Zustimmung zu normalen dauerhaften 

Handelsbeziehungen erfolgte mit einer 

großen Mehrheit von 83 zu 15 Stim­

men.

Für die US-amerikanischen Unterneh­

men entfällt nach Gewährung der 

PNTR eines der größten Risiken bei 

Investitionen in China. So mussten auf 

dem chinesischen Festland operieren­

de Unternehmen aus den USA bis­

her befürchten, dass sie im Falle einer 

Nichtgewährung der Meistbegünsti­

gung ihre Produkte nicht in die USA 

ausführen konnten. US-Unternehmen, 

die China als Zielland ihrer Expor­

te ausgewählt hatten, hatten ebenfalls 

vor der jährlichen Vergabe der Meist­

begünstigung starke Lobbyarbeit ma­

chen müssen, um ihren Markt zu si­

chern. Diese Sorgen sind nunmehr 

für amerikanische Unternehmen weg­

gefallen. China ist nunmehr für die­

se Unternehmen ein relativ verlässli­

cher Produktionsstandort mit niedri­

gen Kosten geworden. Mit weiteren In­

vestitionen von US-Unternehmen, die 

bisher rd. 244 Mrd. USS investiert ha­

ben, wird deshalb gerechnet. (IHT, 

22.9.00)

Die chinesische Regierung zeigte Zu­

friedenheit mit der Entscheidung des 

Senats. Der Sprecher des chinesi­

schen Außenministeriums bezeichne­

te die Zuweisung der PNTR als Neu­

beginn einer weiteren wirtschaftli­

chen Zusammenarbeit zwischen bei­

den Ländern. Allerdings wurde kri­

tisiert, dass das Gesetz auch Klau­

seln enthalte, die keine Beziehung 

zum bilateralen Außenhandel aufwei­

sen, eine Einmischung in die inter­

nen Angelegenheiten Chinas darstell­

ten und Chinas Interessen beeinträch­

tigten. (XNA, 21.9.00)

Im PNTR-Gesetz ist eine Menschen­

rechtsklausel eingeschlossen, die die 

Einrichtung eines Kongressausschus­

ses vorsieht, der die Menschenrechts- 
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läge in China regelmäßig begutach­

ten soll. Mit diesem Kompromiss 

hat die Regierung dem Drängen von 

Menschenrechtsorganisationen nach­

gegeben, die wie die Human Rights 

Watch kritisiert hatten, dass die USA 

nunmehr überhaupt kein Mittel mehr 

habe, um Druck auf die chinesische 

Regierung auszuüben. (HB, 21.9.00; 

NfA, 21.9.00) -schü-

28 Chinesische Erdölgesell­

schaften wenden sich noch 

stärker dem Weltmarkt zu

Für Oktober plant Chinas größtes 

Erdölunternehmen Sinopec eine No­

tierung an Auslandsbörsen, um Kapi­

tal in einem Umfang von 3,8 Mrd. US$ 

für die Umstrukturierung des Unter­

nehmens aufzubringen. Dieser Schritt 

zusammen mit zwei anderen anste­

henden Börsennotierungen von chine­

sischen Erdölunternehmen wird von 

ausländischen Analysten sehr positiv 

bewertet. Hiermit mache die chine­

sische Regierung deutlich, dass der 

zukünftige Energiebedarf zu einem 

großen Teil über globale Märkte ge­

deckt werde. Diese Politik sei auch 

von den weltweit drei größten Erdöl­

gesellschaften, Exxon Mobil, BP Amo- 

co und Royal Dutch/Shell, positiv ge­

würdigt worden. Diese Unternehmen 

hätten angekündigt, sich an der Emis­

sion von Sinopec mit Käufen im Werte 

von rd. 1,8 Mrd. US$ zu beteiligen.

Innerhalb der chinesischen Erdölin­

dustrie zeichnet sich nach der Schaf­

fung von drei Großunternehmen, die 

im Wesentlichen funktional neu struk­

turiert wurden, eine neue Energiepo­

litik ab, um Lösungen für die Roh­

stoffknappheit zu finden. Der Gang an 

die Auslandsbörsen wird als neue Aus­

richtung der Politik dieser Unterneh­

men betrachtet, die ihre kommerzielle 

Orientierung verstärken wird.

Die Unternehmen sind sehr stark 

an einer Erschließung von weltweiten 

Erdölressourcen zu niedrigen Kosten 

interessiert. Seit Mitte der 90-er Jah­

re hat China bereits eine Reihe von 

Verträgen über die Entwicklung von 

Erdölfeldern im Ausland unterzeich­

net, insbesondere mit Kasachstan, Ve­

nezuela und dem Irak. Der Wert dieser 

Verträge beläuft sich auf rd. 5,6 Mrd. 

US$. Die Financial Times berichtet, 

dass China bei den Verhandlungen um

Erschließungsrechte oftmals das Ange­

bot anderer Konkurrenten um bis zu 

40% überboten habe.

Mit der Zunahme des Erdölverbrauchs 

einerseits und der Stagnation der Erd­

ölförderung im Inland, ist die Siche­

rung von Auslandsmärkten dringen­

der als zuvor geworden. Nach Ein­

schätzung der Financial Times ha­

ben Regierung und Forschungsinstitu­

te den tatsächlichen Erdölbedarf un­

terschätzt. So sei nach internationa­

len Schätzungen davon auszugehen, 

dass China bis zum Jahr 2010 rd. 

50% seines Bedarfs importieren müsse. 

Vorausgesetzt wird dabei jedoch, dass 

es zu keinem schwerwiegenden Ein­

bruch der nationalen Erdölförderung 

kommt. (FT, 25., 26.9.00)

Die wichtigsten Energieträger waren 

1998 Kohle mit 72% der Energiepro­

duktion (in Standard-Kohleeinheiten), 

Erdöl mit 18,5%, Wasserkraft mit 

7,1% und Erdgas mit 2,4%. {China 

Statistical Yearbook 1999) Die Förde­

rung von Erdöl in Höhe von rd. 160 

Mio.t deckt nicht mehr den Inlands­

bedarf. Die Einfuhren von Rohöl stie­

gen 1999 um 34% (1998: 27,3 Mio.t); 

der Importwert erhöhte sich um 41,7% 

und lag bei 4,6 Mrd. US$. -schii-

Binnenwirtschaft

29 Industriepolitische Förde­

rung mit Blick auf WTO- 

Beitritt verstärkt

Mit dem erwarteten WTO-Beitritt 

wird der Wettbewerbsdruck für chine­

sische Unternehmen weiter zunehmen. 

Eine vor kurzem veröffentlichte Unter­

suchung des französischen Forschungs­

instituts Cepii machte deutlich, dass 

einige Branchen voraussichtlich auf­

grund der stärkeren ausländischen 

Konkurrenz hohe Einbußen hinneh­

men müssen. Hierzu zählt vor allem 

die Automobilbranche, während die 

Textilbranche zu den Gewinnern des 

Beitritts gehören wird. Für die Au­

tomobilbranche wird vor ausgesagt, 

dass sie durch eine Ausweitung der 

Importe von durchschnittlich 105% 

(bis 2005) Produktions- und Beschäf­

tigungseinbußen in Höhe von jeweils 

15% pro Jahr sowie Exportrückgän­

ge von 8% erleiden wird. Auch an­

dere Branchen wie Elektronik, Ma­

schinenbau, etc. werden sich stark 

anpassen müssen, um wettbewerbs­

fähig zu blieben bzw. zu werden. 

(www.cepii.fr/anglais/LETD400.HTN, 

zitiert in NZZ, 2./3.9.00)

Eine andere vor kurzem durchgeführ­

te Untersuchung des Guangzhou So­

ciety and Public Opinion Research 

Center machte deutlich, dass vor al­

lem die Branchen Telekommunikati­

on, Haushaltselektronik und Versi­

cherungen nach dem WTO-Beitritt 

Kunden an ausländische Konkurren­

ten verlieren könnten. So werden die 

Kunden stärker importierte Produk­

te und Dienstleistungen von ausländi­

schen Unternehmen nachfragen, wenn 

sie eine bessere Qualität als bei inlän­

dischen Produkten und Dienstleistun­

gen annehmen. (IHT, 29.9.00)

Vor diesem Hintergrund will die chi­

nesische Regierung bestimmte Indust­

rien und Unternehmen stärker för­

dern. Nach Angaben des Asian Wall 

Street Journal vom 11.9.00 hat die Re­

gierung inzwischen 19 Unternehmen 

ausgewählt, die jährlich rd. 2,7 Mrd. 

US$ erhalten sollen, um sie in ihrer 

Forschungsentwicklung zu unterstüt­

zen. Zu den Unternehmen sollen fol­

gende 13 Unternehmen zählen:

- Legend Holdings Ltd.

- Shanghai Petrochemical Co.

- China First Automobile, Chang­

chun

- Jinan Qingqi Motorcyle Co., Jinan

- Wuhan Steel

- Yanzhou Coal Mining Co.

- ZTE, Shenzhen, Telekom-Unter- 

nehmen

- Qingdao Haier Refrigerator Co.

- Founder Holdings, Computerun­

ternehmen

- Sichuan Changhong Electric Co.

- North China Pharmaceutical

- Baogang Steel

- Shanghai Jiangnnan Shipyards

Ziel der Förderung ist es, diese Un­

ternehmen in die internationale Spit­

ze aufrücken zu lassen. Darüber hi­

naus soll China stärker als zuvor als 

High-Tech-Standort an Bedeutung ge­

winnen. (HB, 22.9.00)

Im Jahre 1994 wurde bereits ein 

industriepolitisches Programm vorge­

stellt („Outline of State Industrial Pol- 

icy for the 90s“, für einzelne Bran­

http://www.cepii.fr/anglais/LETD400.HTN



